
Nun ist die AfD trotz aller ideologischen Ähnlichkeiten keine 
NSDAP 2.0, zumindest noch nicht. 2024 ist nicht gleich 1933. Die 
Unterschiede liegen aber weniger in der Programmatik der 
beiden Parteien als im historischen Kontext. Die Weimarer Repub-
lik stand nicht nur unter Beschuss durch die NSDAP, sondern 
auch von links, nämlich durch die stalinistische KPD. Diese Gefahr 
gibt es heute nicht. Der zweite Unterschied: Weimar war eine 
Republik ohne Republikaner*innen. Heute stehen die meisten 
Menschen in Deutschland und auch in Thüringen fest auf dem 
Boden der freiheitlich-demokratischen Grundordnung. Vergessen 
wir nicht: 70 Prozent der Thüringer haben die AfD nicht gewählt. 
Der dritte Unterschied: Anfang der 1930er Jahre herrschte in 
Deutschland infolge der Weltwirtschaftskrise blanke Not. Heute 
geht es – bei allen Problemen – den meisten Deutschen so gut 
wie noch nie.

Der vierte Unterschied hat mit historischen Kenntnissen zu tun: 
Anders als die Zeitgenossen des Jahres 1933 wissen wir, wie 
das damals ausgegangen ist. Und das verpflichtet uns, wachsam 
zu sein, und die demokratischen Parteien im Thüringer Landtag 
mahnt dieses Wissen, jegliche Zusammenarbeit mit den Rechts-
extremen zu unterlassen. Ob sich die Abgeordneten dieser 
Verantwortung bewusst sind, wird sich zeigen. Immerhin ist es 
gelungen, eine Regierung ohne Beteiligung oder Duldung durch 
die AfD zu bilden. Dass die vielbeschworene Brandmauer aber 
brüchig ist, zeigt die Ankündigung von Politiker*innen aus BSW 
und CDU, den notorischen Holocaust-Verharmloser Jörg Prophet, 
der die amerikanischen Befreier des KZ Mittelbau-Dora als 

„moral los“ bezeichnet hat, zum Vizepräsidenten des Landtages 
wählen zu wollen.

Wie die AfD zur Gedenkstättenarbeit in Thüringen steht, hat sie 
nach der Wahl mehr als einmal deutlich gezeigt. So klagte sie etwa 
vor dem Verwaltungsgericht Weimar gegen die Stiftung Gedenk-
stätten Buchenwald und Mittelbau-Dora, weil diese vor der Wahl 
öffentlich vor den geschichtsrevisionistischen Positionen der 
AfD gewarnt hat. Erfreulicherweise wies das Gericht die Klage ab 
und betonte ausdrücklich, dass es für die Gedenkstätten keine 
Neutralität geben kann, wenn die Würde der NS-Opfer in Frage 
gestellt wird. Es folgte eine Kleine Anfrage im Landtag, welche 
Gelder für welche Veranstaltungen zum 80. Jahrestag der Befrei-
ung der KZs Buchenwald und Mittelbau-Dora im April 2025 
vorgesehen seien. Der Subtext für die eigene Klientel: Das Geld 
kann man besser für andere Zwecke ausgeben.

Jetzt das! Was ihr gegen 
Antisemitismus tun könnt

 
1. Seid solidarisch! Zeigt Opfern von Antisemitismus, von 
Rechtsextremismus und Islamismus, dass sie nicht alleine 
sind! Greift ein, verbündet euch gegen die Anfeindungen, 
solidarisiert euch nachhaltig mit den Betroffenen und fragt 
nach, wie ihr  unterstützen könnt. Macht in eurem Umfeld 
aufmerksam auf den Vorfall, kontaktiert die Presse, haltet 
Kundgebungen ab, organisiert euch in Initiativen. Traut euch!

2. Hört Betroffenen zu und macht ihre Perspektiven sichtbar! 
Jüdinnen*Juden sind tagtäglich Anfeindungen ausgesetzt, 
jüdisches Leben wird dadurch in Deutschland immer unsicht-
barer – geht dadurch immer davon aus, dass Betroffene 
 in euren Räumen anwesend sind, ob ihr es wahrnimmt oder 
nicht. 80 Jahre nach Kriegsende darf „Nie wieder ist jetzt!” 
nicht zur leeren Floskel verkommen!

3. Gerade in Zeiten, in denen rechtsextreme Positionen nor-
malisiert werden, heißt es: Zeigt Haltung! Ob am Küchentisch, 
 auf der Arbeit oder in der Straßenbahn, ob Antisemitismus 
verharmlost oder reproduziert wird: Antisemitismus immer 
widersprechen. Denn ein demokratisches Weltbild spricht nicht 
einfach für sich – aber durch euch. Ihr bekommt Gegenwehr? 
Macht darauf aufmerksam, haltet dagegen und veröffentlicht 
Argumentationshilfen! 

4. Unterstützt Initiativen vor Ort! Seid selbst die Initiative! 
 Spendet, wenn ihr könnt, aber vor allem euer Engagement hilft, 
um antisemitismuskritische Organisationen sichtbarer zu 
machen. Organisiert an eurer Universität einen Thementag 
gegen Antisemitismus! Ihr habt einen riesigen Einflussbereich 

– nutzt ihn! Ergreift Partei für die Welt, in der ihr leben wollt!

5. Sucht euch Verbündete unter euren Kolleg*innen, Kommi-
liton*innen, im Sportverein oder Familie. Antisemitismus darf 
nicht folgenlos bleiben! 

 
Sicher, der Kampf gegen Antisemitismus  
kann frustrierend sein. Aber ihr macht das nicht 
allein! Je mehr wir sind, desto besser! Denn die  
nächste Wahl kommt – macht einen Unterschied! 

Fast 33 Prozent der gültigen Stimmen entfielen bei der Landtags-
wahl 2024 in Thüringen auf die AfD. Für die Gedenkstätten war es 
ein bitteres Ergebnis. Notorisch verharmlosen Politiker*innen  
der AfD die NS-Verbrechen und diskreditieren die Erinnerungskultur 
und damit auch die Arbeit in den Gedenkstätten als „Schuldkult“. 
Dahinter steht die geschichtsrevi sionistische Legende, die Ausein-
andersetzung mit den NS-Verbrechen und die Würdigung ihrer 
Opfer dienten „fremden Mächten“, vorzugsweise „den Juden”, dazu, 
Deutschland klein zu halten bzw. seine „Selbstfindung“ zu ver-
hindern, wie der Thüringer AfD-Chef Höcke im Sommer 2024 auf X 
schrieb. Höcke ist es auch, der ständig von „raumfremden Mächten“ 
raunt, die aus Deutschland vertrieben werden müssten. Raum-
fremde Mächte – das ist ein Begriff, den der NS-Staatsrechtler Carl 
Schmitt 1941 eingeführt hat, mitten im Zweiten Weltkrieg.

Dass die AfD ausgerechnet in Thüringen erstmals stärkste Kraft 
wurde, ist bitter und weckt historische Assoziationen, blicken wir 
historisch doch auf drei Thüringer folgenschwere politische 
Wendepunkte auf dem Weg zum NS-Staat: 1924 die erste Tolerierung 
einer bürgerlichen Minderheitsregierung durch Nationalsozial-
isten im Deutschen Reich, 1930 die erste Koalitionsregierung mit 
Nationalsozialisten und 1932 die erste NSDAP-geführte Landes-
regierung. Thüringen, von den Nazis als „Schutz- und Trutzgau“ 
bezeichnet, war für die NSDAP ein Experimentierfeld und Sprung-
brett auf dem Weg zur Macht in ganz Deutschland.
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Initiativen 
in Ostdeutschland

Jüdische Allianz Mitteldeutschland
Das JAM ist ein Verband für jüdische 
Student*innen und Young Profess-
ionals in Sachsen, Thüringen, 
Sachsen-Anhalt und Brandenburg. 
Der Verband setzt sich für jüdischen 
Austausch und die Bekämpfung von 
Antisemitismus ein.
www.instagram.com/jued.all.md

Institut für Demokratie und 
Zivilgesellschaft (IDZ)
Das Institut für Demokratie und 
Zivilgesellschaft (IDZ) in Thüringen 
ist eine Forschungseinrichtung, 
die sich mit den Themen Rechts-
extremismus, gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit und 
demokratische Kultur beschäftigt. 
www.idz-jena.de

Gedenkstätte für   
Zwangsarbeit Leipzig
Die Gedenkstätte erinnert an 
Zwangsarbeiter*innen, die während 
des Zweiten Weltkrieges im damali-
gen Rüstungs- und Wirtschafts-
standort Leipzig zwangsarbeiteten. 
Der Gedenkort bietet Ausstellungen, 
Bildungs angebote und Führungen 
an und ist bereits von starken 
Finanzierungsschwierigkeiten 
betroffen, sodass das Angebot 
reduziert werden musste.
www.zwangsarbeit-in-leipzig.de

LOBBI e. V.
Der LOBBI e. V. (Landesweite Opfer-
beratung, Beistand und Information 
für Betroffene rechter Gewalt in 
Mecklenburg-Vorpommern) unter-
stützt und begleitet Menschen,   
die Opfer rechter Gewalt geworden 
sind bereits seit 2001. 
www.lobbi-mv.de

Sächsische Landesarbeitsgemein-
schaft Auseinandersetzung mit 
dem Nationalsozialismus (sLAG)
Die Sächsische Landesarbeits-
gemeinschaft Auseinandersetzung 
mit dem Nationalsozialismus fördert 
die kritische Auseinandersetzung 
mit der NS-Geschichte und deren 
Nachwirkungen in Sachsen. 
www.slag-aus-ns.de

Opferberatung „Support für 
Betroffene rechter Gewalt”  
Ein Projekt der RAA Sachsen
Die RAA Sachsen (Regionale Arbeits-
stellen für Bildung, Integration  und 
Demokratie) unterstützt Menschen, 
die von rechtsextremer oder 
diskriminierender Gewalt betroffen 
sind, und fördert demokratische 
Bildungsarbeit. 
www.raa-sachsen.de/support

Stiftung Gedenkstätten  
Buchenwald und Mittelbau-Dora 
Die Stiftung Gedenkstätten Buchen-
wald und Mittelbau-Dora bewahrt 
die Erinnerung an die NS-Ver-
brechen in den ehemaligen 
Konzentrationslagern Buchenwald 
und Mittelbau-Dora. 
www.buchenwald.de

Neue Mehrheiten, alte 
Probleme: Antisemitismus 
und Menschen feind  lichkeit  
in Ostdeutschland 

Amadeu Antonio Stiftung
GLS Gemeinschaftsbank eG
IBAN: DE32 4306 0967 6005 0000 00
SWIFT-BIC: GENODEM1GLS

Die Amadeu Antonio Stiftung …

UNTERSTÜTZT Betroffene antisemitischer, rassistischer und 
rechter Gewalt. Die Perspektiven von Betroffenen werden 
konsequent auf die Agenda gesetzt – ob auf der Straße oder im 
Bundestag.

FÖRDERT bundesweit Projekte, die sich für eine demokratische 
Zivilgesellschaft stark machen. Besonders im ländlichen Raum. 

FORSCHT und MONITORT zu den Themen Antisemitismus, 
Rechtsextremismus und Rassismus. Fachwissen, das in Studien, 
Publikationen und Beratung, aber auch in konkrete Forderun-
gen an die Politik einfließt. 

SORGT für Öffentlichkeit: durch Pressearbeit, das Engagement 
von Belltower.News, der journalistischen Plattform der Amadeu 
Antonio Stiftung, durch pädagogische Arbeit und (Fort-)Bildung 
für Multiplikator*innen.

Spende und mache  
Engagement möglich!

Oft scheitern Bemühungen im Kampf gegen Antisemitismus und 
Menschenfeindlichkeit am Geld. Weil es nicht da ist, wo es 
gebraucht wird. Wenn du eine antisemi tismuskritische Initiative 
in deinem Umkreis kennst, kannst du an sie spenden. Mit einer 
Spende an die Amadeu Antonio Stiftung kannst du die Arbeit 
gegen Antisemitismus in ganz Deutschland unterstützen.

Nach der Gründung 2013 noch als „Anti-Euro-Partei” belächelt, 
ist die AfD mittlerweile nach den Kommunal- und Landtags-
wahlen 2024 in Mecklenburg-Vorpommern, Thüringen, Branden-
burg, Sachsen und Sachsen-Anhalt entweder stärkste oder 
zweitstärkste Kraft. Mit stark polarisierenden und emotionali sier-
enden Themen ist es der Partei über Jahre hinweg gelungen, 
sich gerade in ostdeutschen Bundesländern zu etablieren. Sie 
zielt dort auf Ängste und Unsicherheiten der den demokratischen 
Parteien gegenüber skeptischen Anwohner *innen ab. Im Mai 
2025 stufte der Verfassungsschutz zunächst die gesamte AfD als 

„gesichert rechtsextrem“ ein, doch aufgrund eines Eilantrages 
der AfD ist diese Einstufung rechtlich ausgesetzt worden.

Die AfD als bloße irrelevante Protestpartei zu erklären, wie 
es die Jahre zuvor oft geschehen ist, ist hinfällig und gefährlich. 
Denn die Ergebnisse der Landtags- und Kommunalwahlen 
 2024 sowie letztendlich der Bundestagswahl 2025 verdeutlichen 
die Etablierung der AfD. Aber nicht nur die AfD bestimmt die 
rechtsextreme Raumnahme in Ostdeutschland. Parteien wie Der 
Dritte Weg, Die Heimat (ehemals NPD) oder Freie Sachsen sind 
zwar noch Kleinstparteien, doch erhielt Freie Sachsen bei der Land-
tagswahl 2024 in Sachsen beispielsweise mehr als doppelt so 
viele  Zweitstimmen wie die FDP. Der sächsische Innenminister 
Armin Schuster (CDU) plant, Freie Sachsen zu verbieten. Denn in 
der Partei sollen auch Mitglieder der verbotenen rechtsterrorist-
ischen Gruppe Freital aktiv sein. Die Gruppe Freital verübte Mitte 
der 2010-Jahre mehrere Anschläge auf Asylunterkünfte, bei einer 
Festnahme 2016 wurde antisemitisches Material sichergestellt. 

Diese Entwicklung hat sowohl in der politischen Landschaft 
  als auch in der Gesellschaft kontroverse Diskussionen ausgelöst 

– viele Menschen ließ sie auch hoffnungslos zurück. Denn die 
demokratiefeindlichen Ziele der in Ostdeutschland starken AfD 
sind eindeutig.

Gerade jetzt werden wieder zivilgesellschaftliche Stimmen laut, 
ein AfD-Verbotsverfahren offiziell zu prüfen und umzusetzen, um 
der rechtsextremen Landnahme Deutschlands und der Normali-
sierung rechter Narrative entgegenzusteuern. 

Die Lage ist ernst,  
aber nicht hoffnungslos:  
Schwere Zeiten in Thüringen
Ein Text von Prof. Dr. Jens-Christian Wagner, Leiter der Stiftung 
Gedenkstätten Buchenwald und Mittelbau Dora in Weimar.

Zwischen Hoffnungslosigkeit und Engagement
Dennoch werden oft Stimmen außen vor gelassen, die der 
 rechtsextremen Landnahme trotzen. Denn während die Zahl der 
menschenfeindlichen Übergriffe steigt, bangen ostdeutsche 
Beratungsstellen und soziale Träger um ihre Finanzierung und 
somit Zukunft. Diese Einrichtungen sind wichtige Anlaufstellen   
für Beratung, sozialen Austausch und schlicht Hilfe für Menschen, 
die Opfer antisemitischer und rassistischer Gewalt werden. 

Für dieses Faltblatt wurden Ende 2024 zahlreiche antisemitismus- 
und rassismuskritische Initiativen, Gedenkstätten und Vereine in 
Ostdeutschland für ein Stimmungsbild nach den  AfD-Wahlerfolgen   
angefragt – nur wenige haben die Zeit gefunden zu antworten 
nicht zuletzt auch sicherlich wegen der unsicheren Finanzierungs-
lage 2025.

Die Normalisierung rechtsextremer Narrative
Die Etablierung der AfD ebnet den Weg für gewaltbereite, neo- 
nazistische Parteien, die vor allem in Ostdeutschland langsam aber 
sicher an Bedeutung gewinnen. Während die AfD inzwischen 
unverblümt ihre demokratiefeindlichen Positionen kommuniziert, 
versucht die Jugendorganisation von Der Dritte Weg, National
revolutionäre Jugend (NRJ) mittlerweile seit mehreren Jahren mit 
sogenann ten „Schulhofkampagnen” vor Brandenburger und 
Berliner Schulen Jugendliche für rechtsextreme Positionen zu 
begeistern und somit als zukünftige Wähler*innen zu etablieren. 
Dass diese Offensive bereits Wirkung zeigt, unterstreicht die 
Altersanalyse der Landtagswahlen 2024. Hier war die AfD die 
stärkste Kraft bei Jungwähler*innen in Brandenburg, Sachsen  
und Thüringen.

Der damalige AfD-Bundesvorsitzende Alexander Gauland bezeich-
nete 2018 den Nationalsozialismus als „Vogelschiss in der deut-
schen Geschichte”. Mittlerweile findet sich diese Einstellung  in den 
AfD-Wahlprogrammen deutlich wieder: Antisemitismus ist Neben-
sache, NGOs „eine Gefahr für die Demokratie”. Gleichzeitig ist die 
Zahl antisemitischer Vorfälle nach RIAS (Recherche und Informa
tionsstelle Antisemitismus) auf einem Höchststand. Doch Betroffenen-
perspektiven und -bedürfnisse, Erinnerungskultur sowie Anti-
semitismusbekämpfung spielen im Ostdeutschland der AfD keine 
Rolle.

Und jetzt!?
Die Stimmung der für unser Faltblatt angefragten Initiativen ist 
entmutigt, skeptisch und verunsichert. Viele erzählen von einem 
Gefühl der Schutzlosigkeit, was durch die Normalisierung rechts-
extremer Positionen geebnet und gestützt wird. Letztendlich 
wird dieses Gefühl mit dem Anstieg von Vorfällen bestätigt, wie 
zum Beispiel RIAS Thüringen zeigt: rund 25 % mehr antisemi tische 
Vorfälle von 2023 auf 2024 als das Jahr zuvor.

Schaut auf unsere Landkarte, was die Initiativen  
zu sagen haben! Engagiert euch gegen  
Antisemitismus und Rechtsextremismus! 

Neue Mehrheiten,  
alte Probleme: 

Antisemitismus und  
Menschenfeindlichkeit 

in Ostdeutschland
Auf unserer Website findet ihr die ausführlichen Texte und Statements. 

Ein gemeinsames Projekt von 
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Anstieg rechter Gewalt 2019 / 2023  
in Angriffen:  2019 |   2023
 
Anstieg antisemitischer Gewalt 2019 / 2023 
in Vorfällen:  2019 |   2023

* = Straftaten

»Als Juden*Jüdinnen in Ostdeutsch
land beobachten wir mit Sorge den 
Aufstieg der AfD und die wachsende 
Sichtbarkeit von Nazis, z. B. mit 
Symbolen wie der ›Schwarzen Sonne‹. 
Unsere  Sicherheit ist gefährdet, 
und demokratische Förderprogram
me könnten wegfallen – besonders in 
ländlichen Regionen, wo sie dringend 
nötig sind. Viele jüdische Menschen 
werden zudem aus linken Räumen 
ausgeschlossen, was Netzwerke 
erschwert. Es braucht mehr Program
me gegen Antisemitismus und 
klare Signale, wie die IHRA-Definition 
anzuerkennen. Ohne Schutz droht 
Isolation oder Auswanderung.«
 
Jüdische Allianz  
Mitteldeutschland

»Statt einer chauvinistischen Politik, 
die marginalisierte Gruppen gegen
einander ausspielt und die Gesell
schaft aufwiegelt, benötigen wir ein 
klares Bekenntnis zu Demokratie und 
Menschenrechten für alle. Die nach
haltige Finanzierung von Beteiligungs-, 
Bildungs-, Kultur- und Sozialpro-
grammen muss unabhängig von den 
Wechselfällen der Tagespolitik 
gewährleistet sein. Nur so kann dem 
Umsichgreifen rechtsextremer  
Raum- und politischer Einflussnahme 
Einhalt geboten werden.«

 
Opferberatung „Support für Betroffene rechter 

Gewalt“ mit Bündnis gegen Antisemitismus in 
Dresden und Ostsachsen

Rechtsextreme  
Raumnahme führt zu 
rechter Gewalt
Anstieg rechter sowie  
antisemitischer Vorfälle  
2019 und 2023

»Der Landtagswahlsieg 2024 der AfD 
hat das gesellschaftliche Klima ver-
ändert. In Gesprächen mit Bekannten 
und Nachbarn wird häufiger über 
nationalistische, rassistische und 
anti semi tische Positionen gesprochen, 
als wären sie normal. Von der Regie
rung erwarte ich eine klare Strategie 
gegen die extreme Rechte und ein 
Landesdemokratiefördergesetz, 
das unsere Arbeit gegen demokratie
feindliche Phänomene stärkt.«

IDZ

»Der Kommunalwahlsieg der AfD in 
MecklenburgVorpommern zeigt die 
wachsende Normalisierung rechts
extremer Positionen und die Auswir
kungen auf die Gesellschaft und 
 insbesondere auf von rechtsextremer 
Gewalt Betroffene. Es braucht jetzt 
eine klare Abgrenzung, entschlossenes 
Vorgehen gegen rechte Netzwerke, 
langfristige Unterstützung demo kra
tischer Initiativen und politische 
Bildung mit Haltung.« 

 
LOBBI e. V.

»Die AfD konsolidierte sich mit beacht
lichen Erfolgen bei den Wahlen in 
den ostdeutschen Bundesländern als 
Volkspartei. Damit gewinnen revisio
nistische Kräfte an Einfluss. AfD-Funk
tionär*innen relativieren offen den 
Nationalsozialismus, wollen die 
kritische Auseinandersetzung damit 
beenden und bedrohen Engagierte. 
Komplettiert wird die Agenda durch 
die selbstbewusste Themensetzung 
von Rechts in der Erinnerungskultur.«

Sächsische Landesarbeitsgemeinschaft 
Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus 

(sLAG)

»Mit großer Sorge blicken wir auf 
die hohen Zustimmungswerte und die 
Wahlerfolge der AfD – nicht nur in 
Sachsen. Für die kommenden Jahre 
ist davon auszugehen, dass die AfD 
durch wachsende parlamentarische 
Machtspielräume Einfluss auf die 
sächsische Erinnerungs- und Gedenk
politik nehmen und die Arbeit vieler 
Akteur*innen, Vereine und Initiativen 
auch in diesem Bereich erschweren 
bzw. verhindern wird. In einzelnen 
Fällen macht sich dies bereits jetzt 
bemerkbar, bspw. wenn die AfD ihre 
Stimmen in Gremien dazu nutzt, um 
Akteur*innen der historischpoliti
schen Bildungsarbeit den Zugang zu 
Fördermitteln zu erschweren und sie 
damit teilweise arbeitsunfähig macht.«
 

 
Gedenkstätte für  
Zwangsarbeit Leipzig


